
M A I  1931 183

une formation de comptable; M. Politis a attiré l’attention de l’Empereur sur les 
inconvénients sérieux devant lesquels.il ne tardera pas à se trouver dans ce 
domaine.

Les 200000 prêtres koptes sont fort peu recommandables; parmi eux il en est 
beaucoup qui n’ont aucune instruction, mais, par contre, un passé douteux; il suf­
fit de se faire plus ou moins sacrer par un autre prêtre, et le tour est joué; c’est là 
une cause de tristesse pour l’Empereur, lequel veut s’efforcer de créer plusieurs 
diocèses réguliers qui dépendraient d’un archevêque; mais, avant tout, il y a lieu 
de réprimer les déplorables abus actuels.

Le commerce international se développe assez lentement; il serait toutefois 
opportun de ne pas perdre de vue cette question; n’avons-nous aucun observateur 
qui pourrait ouvrir l’œil?

L’Empereur a quelques milliers d’hommes qui servent beaucoup plus à un ser­
vice de gendarmes qu’à des buts militaires; ils disposent de 3-4 avions et d’une di­
zaine de mitrailleuses; les instructeurs sont belges; parfois une petite expédition 
de réprimande est nécessaire contre des dissidents.

M. Politis ne croit pas que ce serait prudent de s’intéresser dès maintenant à 
des affaires financières; le pays n’est pas encore suffisamment dirigé vers une évo­
lution de progrès et de développement; mais il faut que les petits pays surveillent 
ce développement afin d’intervenir en temps voulu, car ils jouiront certainement 
d’un accueil plus favorable que les grandes Puissances (voir plus haut).
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Der schweizerische Standpunkt zu den in der Studienkommission 
für die europäische Union aufgeworfenen 

Wirtschaftsfragen

(Genf, Mitte Mai 1931)1 

1. Allgemeines:

Die Schweiz ist je und je tatkräftig und aus voller Überzeugung für die interna­
tionale wirtschaftliche Zusammenarbeit eingetreten. Nach ihrer Auffassung kann 
die Sicherung des grösstmöglichen Absatzes ihrer Produktion auf die Dauer nur 
durch die Erleichterung des internationalen W arenaustausches erreicht werden. 
Die Schweiz hat denn auch in der Nachkriegszeit, sobald es die Verhältnisse

1 .L e  15 mai 1931, la Commission d ’étude pour l ’Union européenne tient session à Genève. La  
notice reproduite ici est datée du 18 mai. Elle est probablement rédigée p a r le Vice-directeur de 
la Division du Commerce du Département de l ’Economie publique, J .H otz, expert économique 
de la délégation suisse à la Commission d ’étude.
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zuliessen, zielbewusst an der Neuregelung der internationalen wirtschaftlichen 
Verhältnisse mitgearbeitet. Bereits im Jahre 1922 ist es ihr gelungen, den ersten 
Tarifhandelsvertrag der Nachkriegszeit überhaupt, mit Spanien unter Dach zu 
bringen2. Seither hat sie ihr Vertragsnetz Schritt um Schritt weiter ausgebaut, 
und gegenwärtig besitzt die Schweiz 7 eigentliche Tarifverträge (Frankreich, 
Deutschland, Italien, Österreich, Tschechoslowakei, Belgien und Spanien), 2 wei­
tere Verträge weisen neben der Meistbegünstigung vereinzelte Tarifreduktionen, 
resp. Bindungen auf (Finnland und Griechenland) und 29 Abkommen stellen 
reine Meistbegünstigungsabkommen d a r3. Als Gegenstück zu den vom Ausland 
erhaltenen Zollreduktionen und -bindungen hat die Schweiz ihrerseits ihren provi­
sorischen Gebrauchstarif4 für 177 Positionen ermässigt und 570 Positionen ge­
bunden, was einer handelsvertraglichen Festlegung ihres Tarifes von rund 50% 
entspricht.

2. Bisherige internationale Bestrebungen:

Als einer der ersten Staaten hat die Schweiz bereits Ende 1925 völlig auf das 
Mittel der Ein- und Ausfuhrverbote verzichtet. Ausfuhrzölle besitzt sie -  von ein 
paar kaum ins Gewicht fallenden Ausnahmen abgesehen -  überhaupt nicht, und 
auch ihre Einfuhrzölle gehören zu den niedrigsten der ganzen Welt. Wir dürfen 
ohne Übertreibung hervor heben, dass unser Land bei allen Bestrebungen des Völ­
kerbundes zur Herbeiführung besserer internationaler Wirtschaftsverhältnisse 
(Abbau der Handelsschranken, Bekämpfung des übermässigen direkten und indi­
rekten Protektionismus etc.) intensiv und ehrlich mitgewirkt hat. Sie hat, wie be­
reits betont, als einer der ersten Staaten alle Ein- und Ausfuhrverbote abgeschafft 
und die entsprechende internationale Übereinkunft für die Abschaffung der Ein- 
und Ausfuhrverbote vom 8 .November 1927 ratifiziert5. Ferner ist sie uner­
schrocken für einen möglichst weitgehenden, wirklichen Zollwaffenstillstand ein­
getreten6 und hat die aus diesen Bestrebungen hervorgegangene internationale 
Handelsübereinkunft vom 24. März 1930 unterzeichnet, und auch rechtzeitig rati­
fiziert7. Noch in seiner an der Basler Mustermesse am 15. April 1931 gehaltenen 
Rede hat der schweizerische Volkswirtschaftsminister, Bundesrat Schulthess, 
wörtlich erklärt: «Die Schweiz wird in der Zukunft, wie in der Vergangenheit, alle 
diese Bestrebungen unterstützen. Sie hat das denkbar grösste Interesse daran, 
dass sich die wirtschaftlich geschwächten Staaten erholen und der internationale 
Warenverkehr erleichtert wird. Wir wollen hoffen, dass trotz des Misserfolges, 
den zwei Konventionsprojekte, nämlich die Konvention über das Verbot der Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen und die internationale Handelsübereinkunft8, erlit­
ten haben, schliesslich doch noch greifbare Resultate erzielt werden.»

2 . Du 15 m ai 1922 (FF, 1922, II, pp. 143ss.).
3 . RG , 1930, p p .3 3 3 ss. L is te  des tra ités de com m erce conclus entre la Suisse e t les p a y s  étran­
gers arrêtée au 1er m ars 1931.
4. D u 8 ju in  1921.
5. Cf. n° 29, n. 9.
6. L  A ssem blée générale de la S d N  vote en septem bre 1929 une résolution en fa veu r d ’une trêve
douanière (FF, 1929, III, pp .8 8 7 ss . R apport du Conseil fédéra l).
7 . Cf. n° 29, n. 10.
8 . Cf. n° 54, n. 8 et n° 29, n. 9.
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3. Weitere Versuche internationaler wirtschaftlicher Zusammenarbeit:

a) England
Es kann nicht geleugnet werden, dass die bisherigen Bemühungen, um auf dem 

Wege plurilateraler Abkommen zu einem Abbau der übersetzten Zollschranken 
zu kommen, bisher nicht von einem nennenswerten Erfolg gekrönt waren. Und 
trotzdem wäre es nach unserer Auffassung verfehlt, nunmehr das Kind mit dem 
Bad auszuschütten. Auch das Scheitern der Zollwaffenstillstandskonvention, die 
ja  nicht Zweck, sondern nur Mittel zum Zweck war, sollte nicht daran hindern, 
überall, wo immer sich Möglichkeiten zeigen, die Versuche, die verschiedenen 
Staaten, insbesonders Europas, einander näherzubringen, unentwegt fortzuset­
zen. Wir denken dabei in erster Linie an die Bemühungen Grossbritanniens, 
durch Abschluss von Tarifverträgen mit einer Reihe wichtiger kontinentaler 
Abnehmerstaaten, dem weitern Anwachsen der Zollschranken entgegenzutreten 
und sogar einen gewissen Zollabbau zu ermöglichen9. Die Schweiz steht diesen 
Bestrebungen mit Sympathie gegenüber; sie hat im Einvernehmen mit den wich­
tigsten W irtschaftskreisen der englischen Regierung ihre Bereitwilligkeit, in Tarif­
handelsvertragsunterhandlungen einzutreten, ausgesprochen. Es ist sehr zu wün­
schen, dass die massgebenden europäischen Regierungen die Wichtigkeit dieser 
englischen Bereitwilligkeit, von der rein autonomen Zollpolitik abzugehen, erfas­
sen und alles tun werden, um hier zu einem positiven Resultat zu gelangen. Unser 
Land begrüsst die Initiative Grossbritanniens nicht nur, weil es das allergrösste 
Interesse hat, mit seinem besten Kunden in ein engeres handelsvertragliches Ver­
hältnis zu gelangen, sondern weil es die Schweiz als äusserst wünschenswert fin­
det, wenn die autonome Handelspolitik immer mehr einer solchen der Tarifhan­
delspolitik Platz macht. Es kann nämlich nicht bestritten werden, dass gerade die 
autonome Handels- und Zollpolitik einer Reihe wichtiger Überseestaaten mit 
stark verschärftem Zollprotektionismus für die Beibehaltung in Zukunft der un­
eingeschränkten Meistbegünstigung eine starke Belastung darstellt.

b) Meistbegünstigung, Zollpräferenz und regionale Zollunionen
Der schweizerische Vertreter im Comité économ ique10, Direktor W .S tucki11, 

hat unsern Standpunkt diesbezüglich jüngst wie folgt umschrieben: «Das Wirt- 
schafts-Comité, in Übereinstimmung mit der internationalen W irtschaftskonfe­
renz vom Mai 1927 12, steht auf dem Standpunkt, dass die Meistbegünstigungs­
klausel, welche im internationalen W irtschaftsverkehr von grosser Tragweite und 
ausserordentlicher Bedeutung ist, weder verschwinden, noch merklich ein­
geschränkt werden solle. Die genannte Klausel kann schliesslich zu Lasten von 
solchen Staaten eine Einschränkung erfahren, die es ablehnen, allgemeinen 
Abkommen, die allen zugänglich sind, beizutreten, auf der ändern Seite aber die 
Vorteile geniessen möchten, die aus den Leistungen der Vertragsstaaten resultie-

9 . RG, 1931, p. 529.
10 . Sous-com ité de la Com m ission d ’étude pou r l ’Union européenne.
11. D irecteur de la D ivision du Com m erce du D épartem ent de l ’Econom ie publique.
12 . RG, 1927, pp. 5 0 Iss. e t D D S  vol. 9, nos 249  et 328.
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ren. Dagegen ergäben sich sofort schwerwiegende Einwendungen gegen einen 
Einbruch in die uneingeschränkte Geltung der Meistbegünstigungsklausel bei 
Abkommen, die sich nur auf eine beschränkte Anzahl von Staaten beziehen und 
denen die ändern Staaten weder rechtlich noch tatsächlich beitreten können. 
Nichts kann den Wirtschaftsfrieden so sehr stören wie die dififerenzielle Behand­
lung der Waren nach ihrem Ursprungsland. Es wäre daher bedauerlich, wenn die 
Realisierung von Regionalabkommen, statt ein Mittel des Wirtschaftsfriedens zu 
sein, zu einer Quelle ernsthafter Störung der internationalen Wirtschaftsbeziehun­
gen würden, und zwar dies selbst dann, wenn diese Störungen nur beschränkte 
Gebiete betreffen würden. Es erscheint von besonderer Wichtigkeit zu konstatie­
ren, dass die bekannte Konvention von Oslo vom 22. Dezember 193013, abge­
schlossen zwischen Holland, Belgien, Norwegen, Schweden und Dänemark, auf 
dem Prinzip der uneingeschränkten Meistbegünstigung basiert. Aber auch der 
osteuropäische Agrarblock, der von den westeuropäischen Industriestaaten die 
Gewährung von Präferenzzöllen verlangt, hat die W irksamkeit der Meistbegünsti­
gungsklausel nicht bestritten, indem er die Verwirklichung seiner Projekte von der 
Zustimmung der meistbegünstigten Nation abhängig m ach t14.

Es darf übrigens noch hervorgehoben werden, dass unser Land mit Rücksicht 
auf die bestehenden minimen schweizerischen Einfuhrgebühren für Getreide, für 
die Gewährung von Vorzugszöllen an die genannten Oststaaten nicht in Betracht 
kommt. Im Schlussbericht der 2ten internationalen Konferenz für eine gemeinsa­
me W irtschaftsaktion15 heisst es denn auch wörtlich unter Ziffer VI (S. 16): «Das 
Vorzugszoll-Regime würde nur von solchen europäischen Getreideeinfuhrstaaten 
verlangt, welche die Getreideeinfuhr mit Schutzzöllen belegen. Dagegen käme ein 
solches Vorzugs-Regime nicht in Frage für solche Staaten, welche die Getrei­
deeinfuhr zollfrei behandeln oder nur unbedeutende Einfuhrzölle erheben».

Schliesslich seien noch die Ausführungen von Herrn Bundesrat Schulthess in 
seinem erwähnten Basler Vortrag bezüglich der Frage von Zollunionen hier wört­
lich wiedergegeben: «Selbst regionale Gebilde dieser A rt (Zollunion) werden auf 
die grössten Schwierigkeiten stossen. Vereinigen sich Länder mit gleicher W irt­
schaft, so haben sie sich nicht viel zu bieten. Schliessen sich Staaten verschiede­
ner W irtschaft zusammen, so entstehen vollends erst Interessenkonflikte von un­
übersehbarer Tragweite. Enttäuschungen würden nicht ausbleiben. Jede wirkliche 
Zollunion müsste übrigens durch Jahre und wohl Jahrzehnte vorbereitet und 
durch Präferenzzölle eingeleitet werden. Sollen aber solche durch die Meistbegün­
stigung sich nicht auf den Verkehr mit den übrigen Staaten übersetzen, so müss­
ten die Zollunionskandidaten sich zunächst mit der übrigen Welt über eine neue 
Auslegung der Meistbegünstigungsklausel verständigen, eine Aufgabe, um die ich 
sie nicht beneide.»

13. RG, 1930, p .502.
14 . Rapport du Conseil fédéra l sur la XF Assemblée générale de la SdN  (FF, 1 9 3 1 ,1, pp. 134ss.).
15 . RG, 1930, pp.500ss.
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c) Probleme des Kredit- und Kapitalmarktes
Auch hier war die Schweiz immer und immer wieder bereit mitzumachen, 

wenn es sich darum handelte, auf gesunder Grundlage Werke internationaler Soli­
darität zu schaffen. Sie kann daher die Bestrebungen zur Gründung einer interna­
tionalen A grarbank16 nur begrüssen und der Freude Ausdruck geben, dass -  
wohl auch mit Rücksicht auf ihre relative Bedeutung als internat. Kapitalmarkt -  
voraussichtlich der Sitz obiger neuer Institution in der Schweiz, d. h. in Genf, sein 
dürfte. Überhaupt glaubt die Schweiz, dass gerade den finanziellen Fragen und 
Problemen in Zukunft noch eine weit grössere Bedeutung zufallen wird, wenn 
man zu einer wirklichen und dauernden Sanierung der internationalen W irtschaft 
gelangen will. Man darf nicht müde werden, immer und immer wieder auf den en­
gen Zusammenhang zwischen Kapitalverschiebungen und W arenaustausch hin­
zuweisen. Ob es möglich wird, schweizerischerseits die Lage Österreichs gerade 
durch weitere finanzielle Erleichterungen (Erleichterung beispielsweise der Kredit­
gewährung im Sinne des italienischen Vorschlages), oder auf dem Boden des 
Transport- resp. Transitwesens zu verbessern, werden die kommenden Verhand­
lungen, die nach der Auffassung von Frankreich plurilateral geführt werden sol­
len, erst abklären können. Es darf aber schon jetzt ausdrücklich hervorgehoben 
werden, dass der schweizerisch-österreichische Handelsvertrag vom Jahre 192617 
im Laufe der Jahre sich immer mehr zugunsten von Österreich ausgewirkt hat, in­
dem die beim Abschluss des Vertrages bestandene Passivität für Österreich nun­
mehr ausgeglichen, ja  sogar in eine österreichische Aktivität sich umzuwandeln 
beginnt. Gerade auch auf handelsvertraglichem Gebiet hat übrigens unser Land 
in den letzten Jahren Österreich gegenüber mehrmals Erleichterungen zugestan­
den, die wesentlich über die vertraglichen Verpflichtungen hinausgegangen sind.

d) Schlussbemerkungen
Aus obigen Ausführungen ergibt sich die Bereitwilligkeit der Schweiz, nach wie 

vor an allen internationalen Bestrebungen, in die wirtschaftlichen Dinge ordnend 
und mildernd einzugreifen, ernsthaft und loyal mitzuarbeiten. Positive und unmit­
telbare Erfolge scheinen vor allem auffinanziellem  Gebiet realisierbar. Aber auch 
in zoll- und handelspolitischer Hinsicht eröffnen sich durch die Bereitwilligkeit 
Grossbritanniens, mit einer grösseren Anzahl europäischer Staaten gemeinsam 
Handelsvertragsunterhandlungen im Sinne der Stabilisierung und Ermässigung 
der heutigen Zollschranken zu führen, Perspektiven, die nach unserer Auffassung 
die allergrösste Beachtung verdienen. Noch bietet sich hier für alle die, welche 
ernsthaft eine Verbesserung des internationalen W arenaustausches wollen, eine 
vielleicht nie wieder bietende Gelegenheit zur Tat. Hier böte sich nach unserer 
Auffassung ein brauchbares Mittel, wenigstens teilweise die Grundsätze der be­
kanntlich nicht in Kraft getretenen internationalen Handelsübereinkunft vom 
März 1930 zu verwirklichen. Wir glauben, dass diesen Verhandlungen eine grös­
sere praktische Bedeutung zukommen könnte als einem neuen Versuch, unter

16 . Cf. n° 77.
17. Du 6 jan vier 1926 (RO , 1926, vol. 42, pp . 1 14ss.).
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gleichviel ungünstigeren Verhältnissen, als dies im Jahre 1930 der Fall war, durch 
nochmalige, voraussichtlich äusserst langwierige Verhandlungen, die sogar 
damals nicht realisierbare Handelskonvention in irgendeiner neuen Form wieder 
auferstehen zu lassen und in Kraft setzen zu können. Wenn wir somit auf dem 
Standpunkt stehen, dass auch von Staates wegen und speziell auf internationalem 
Gebiet vieles getan werden kann und getan werden muss, um unser Land und 
ganz speziell Europa einer bessern Zukunft entgegenzuführen, so dürfen aber auf 
der ändern Seite die Möglichkeiten und auch die Bedeutung einer internationalen 
Aktion nicht überschätzt werden. Vieles wird der Selbsthilfe, der privaten Initia­
tive überlassen werden müssen. Wir denken dabei gerade auch an das wiederholt 
aufgegriffene Gebiet der internationalen Kartelle. In teilweiser Übereinstimmung 
mit italienischen Gedankengängen möchten wir hier vom schweizerischen Stand­
punkt aus erklären, dass bei diesen Gebilden nicht nur die Interessen der Produk­
tionsländer, sondern vor allem auch diejenigen der Weiterverarbeiter, besonders 
der Rohstoffe und Halbfabrikate, zu berücksichtigen sind. Wenn wir ferner be­
denken, dass viele Gebiete speziell der schweizerischen Produktion zahlreicher, 
stark spezialisierter Fertigfabrikate sich für solche internationale Abmachungen 
kaum eignen dürften, ergibt sich die schweizerische Zurückhaltung in dieser 
Materie von selbst. Es wird noch vieler Arbeit, ununterbrochener Aufklärung und 
unentwegten Wirkens der tüchtigsten Köpfe speziell unseres Kontinents bedür­
fen, bis die Notwendigkeit ehrlichen internationalen Zusammenarbeitens als einzi­
ges Mittel, aus den jetzigen unerfreulichen Zuständen herauszukommen, in die 
weitesten Kreise gedrungen und von den Völkern nicht nur verstanden, sondern 
auch gebieterisch gefordert wird. Und trotzdem gilt es, nicht müde zu werden, für 
das einzustehen, was einmal als richtig erfunden worden ist. «Was aber vor allem 
als notwendig erscheint -  um mit den Worten von Herrn Bundesrat Schulthess an 
der diesjährigen Basler Mustermesse zu schliessen -  ist, dass eine politische Ent­
spannung eintritt und eine wirkliche Befriedung der Welt einleitet. Wir haben es 
vor einigen Jahren erlebt, wie die Besserung der politischen Beziehungen sich im 
Wirtschaftsleben in günstiger Weise ausgewirkt hat. Die letzten Jahre einer relati­
ven Prosperität waren zum guten Teil dem Gefühl zu verdanken, dass politisch 
für Europa eine bessere Zeit angebrochen sei. Nunmehr stehen wir vor einem 
Rückschläge. Die politischen und wirtschaftlichen, ja  selbst die ethnischen Ge­
gensätze sind wieder gross geworden, während doch die Vernunft und der Le­
benswille gebieterisch fordern, dass Brücken geschlagen werden, bestimmt, die 
verschiedenen Völker, insbesondere Europas, zur Aufrechterhaltung, ihrer Exi­
stenz und Kultur zusammenzuführen.»
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